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Bekanntmachung
der Stadt Nettetal

Nettetal, 12. Oktober 2012

ÖffeNTlIche BekANNTmAchuNg

Am: Donnerstag, 25.10.2012 
Um 18:00 Uhr 
Im: Ratssaal eingang A/c des Rathauses Nettetal, Doerkesplatz 11, 1. Og
Sitzung: 20. Sitzung des Rates 

Tagesordnung
Rat

TOP Betreff        

Ö  1 Mitteilungen der Verwaltung

Ö  2 Beschlüsse aus den Fachausschüssen

Ö  
2.1 

hier: Bürgerantrag - Straßenumbenennung Niedieckstraße im 
Stadtteil Lobberich

Ö  
2.2 

hier: Antrag der CDU-Fraktion vom 06.07.2011 auf mehr 
Verkehrssicherheit für Rennekoven und die Kreisstraße 24 nach 
Viersen Dülken

Ö  
2.3 

hier: Antrag der CDU-Fraktion zum Fußgängerüberweg am 
Krankenhaus (Sassenfelder Kirchweg)

Ö  3 Anfragen und Anträge aus den Fraktionen; 
hier: Antrag der SPD-Fraktion auf barrierefreie Gestaltung des 
Verbindungsweges Dohrstraße - Schulstraße

Ö  4 Ausschuss- und Gremienumbesetzungen

Ö  
4.1 

hier: Besetzung Jugendhilfeausschuss

Ö  
4.2 

hier: Antrag der WIN-Fraktion auf Ausschussumbesetzung

Ö  
4.3 

hier: Antrag der ABK-Fraktion auf Ausschussumbesetzung

Ö  5 2. Änderung der Verwaltungsgebührensatzung der Stadt 
Nettetal

Ö  6 Neufassung der Öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
mit der Gemeinde Grefrath über die Übertragung von 
Kassengeschäften vom 23.06.2004

Ö  7 Bekanntmachung über das Auslaufen der Konzessionsverträge 
Strom und Gas
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Ö  8 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung gem. § 60 Abs. 
1 GO NRW; 
hier: Bereitstellung von überplanmäßigen Mitteln zur 
Umsetzung des Wirtschaftsförderungskonzeptes

Ö  9 Besetzung der Einigungsstelle gem. § 67 LPVG

Ö  
10 

Beratung über den Stellenplan des Kindergartens 
Bongartzstiftung für das Kindergartenjahr 2012

Ö  
11 

Anlassbezogene Schulentwicklungsplanung für die 
Sekundarstufe

Ö  
12 

Schulentwicklungsplanung

Ö  
13 

Veränderungen in den Generationentreffs Schaag, Leuth und 
Lobberich

Ö  
14 

3. Änderung Bebauungsplan Ka-4 „Herrenpfad-Nord“ 
Aufstellungsbeschluss

Ö  
15 

1. Änderung des Bebauungsplanes Br-229 „Romdöppen“ 
a) Ergebnis der Offenlage gemäß § 3 (2) BauGB 
b) Beschluss Entscheidungsbegründung 
c) Satzungsbeschluss

Ö  
16 

Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) Ka-248 „Tennisanlage 
Gladiolenweg“ 
Aufstellungsbeschluss

Ö  
17 

1. Änderungssatzung zur Änderung der Satzung der Stadt 
Nettetal über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen 
an öffentlichen Straßen (Sondernutzungssatzung)

Ö  
18 

Jahresabschluss 2010 des NetteBetriebes

Ö  
19 

Anfragen von Ratsmitgliedern gem. § 22 der Geschäftsordnung

 

N  
20 

Mitteilungen der Verwaltung

N  
21 

Beschlüsse aus den Fachausschüssen

N  
22 

Finanzangelegenheiten

N  
23 

Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung

N  
24 

Anfragen von Ratsmitgliedern gem. § 22 der Geschäftsordnung

Zu der öffentlichen Sitzung hat jedermann Zutritt.

gez. Wagner
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2012, S. 800
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Bekanntmachung
der gemeine Schwalmtal
Ordnungsbehördliche Verordnung 

über das Offenhalten von Verkaufsstellen an wei-
teren Verkaufssonntagen vom 02.10.2012

Aufgrund des § 6 Abs. 4 S. 4 des Gesetzes zur Re-
gelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungs-
gesetz – LÖG NRW) vom 16.November 2006 (GV. 
NRW. S. 516) und der §§ 27 ff. des Gesetzes über 
Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden – 
Ordnungsbehördengesetz (OBG) – in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. 
S. 528/SGV. NRW.2060), zuletzt geändert durch Art. 
73 des Gesetzes vom 05. April 2005 (GV. NRW. S. 
274), wird von der Gemeinde Schwalmtal als örtlicher 
Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates vom 
02.10.2012 für das Gebiet der Gemeinde Schwalmtal 
folgende Verordnung erlassen:

§ 1

Verkaufsstellen dürfen am Sonntag, den 11.11.2012 
und den 09.12.2012 in der Zeit von 13.00 bis 18.00 
Uhr geöffnet sein.

§ 2

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig im Rahmen des § 1 Verkaufsstellen außerhalb 
der dort zugelassenen Geschäftszeiten offen hält.

Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 des Geset-
zes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten mit einer 
Geldbuße bis zu fünfhundert Euro geahndet werden.

§ 3

Die Ordnungsbehördliche Verordnung tritt eine Wo-
che nach dem Tage ihrer Verkündung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 

Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a)  ein vorgeschriebenes Genehmigungs-

 verfahren fehlt, 

b)  diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
 öffentlich bekanntgemacht worden, 

c)  der Bürgermeister hat den Satzungsbe- 
 schluss vorher beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
 über der Gemeinde Schwalmtal vorher 
 gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-

schrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

Die Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft

Schwalmtal, den 04.10.2012
In Vertretung:

- Gather - 
 allg. Vertreter 

des Bürgermeisters

Abl. Krs. Vie. 2012, S. 802

Bekanntmachung
der gemeine Schwalmtal
über den Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes 
Wa/14 II, 4. Änderung „Wiesenstraße“ gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB in Verbindung mit §§ 44 Abs. 5 und 
215 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 22. 
Juli 2011 (BGBl. I S. 1509). 

Der Rat der Gemeinde Schwalmtal hat am 02. Ok-
tober 2012 den Bebauungsplan Wa/14 II, 4. Ände-
rung „Wiesenstraße“ gem. § 10 Abs. 1 BauGB in 
Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) als Satzung be-
schlossen. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus 
dem nachstehend abgedruckten Kartenausschnitt 
ersichtlich. 

Der Bebauungsplan Wa/14 II, 4. Änderung „Wiesen-
straße“ mit Begründung liegt ab sofort im Fachbe-
reich Planung, Verkehr und Umwelt der Gemeinde 
Schwalmtal, Markt 20, Zimmer 217, während der 
Dienststunden zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 
Über den Inhalt des Planes und der Begründung wird 
auf Verlangen Auskunft erteilt. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes 
Wa/14 II, 4. Änderung „Wiesenstraße“, Ort und Zeit 
der Auslegung sowie die aufgrund des Baugesetz-
buches (BauGB) und der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) erforderlichen 
Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 

Hinweise: 

A)  Es wird darauf hingewiesen, dass Entschä-
digungsberechtigte nach § 44 Abs. 3 Satz 1 
und 2 und Abs. 4 BauGB in den Fällen der 
§§ 39 bis 42 BauGB Entschädigung verlan-
gen können und dass sie die Fälligkeit ihrer 
Ansprüche durch einen bei dem Entschädi-
gungspflichtigen zu stellenden schriftlichen 
Antrag auf Entschädigungsleistung herbei-
führen können. Entschädigungsansprüche 
erlöschen, wenn nicht innerhalb von drei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem der Vermögensnachteil eingetreten ist, 
die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt 
wird. 

B)  Auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 
 BauGB wird hingewiesen. 

Unbeachtlich für die Rechtswirksamkeit des 
Bebauungsplanes werden 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 BauGB beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 
214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
Bekanntmachung des Bebauungsplanes 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

C) Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für 
 das Land Nordrhein-Westfalen kann eine 
 Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
 schriften der Gemeindeordnung beim Zu-
 standekommen dieser Satzung nach Ablauf   

 eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
 nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
 denn, 

a)  ein vorgeschriebenes Anzeigever-
 fahren fehlt, 

b)  diese Satzung ist nicht ordnungs-
 gemäß öffentlich bekannt gemacht 
 worden, 

c)  der Bürgermeister hat den Satzungs-
 beschluss vorher beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensmangel 
 ist gegenüber der Gemeinde 

Schwalmtal vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Dieser Bebauungsplan liegt ab sofort im Fachbe-
reich Planung, Verkehr und Umwelt der Gemeinde 
Schwalmtal, Markt 20, Zimmer 217, während der 
Dienststunden zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 
Über den Inhalt des Bebauungsplanes und der Be-
gründung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 

Mit Ablauf des Erscheinungstages des Amtsblattes, 
in dem diese Bekanntmachung erfolgt, wird dieser 
Bebauungsplan rechtsverbindlich. Der Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes ist aus dem nachfolgend 
abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich.

Schwalmtal, den 09.10.2012
In Vertretung:

gez.: Gather
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Bebauungsplan Wa/14 II, 
4. Änderung 

Abl. Krs. Vie. 2012, S. 802

Bekanntmachung
der Stadt Tönisvorst
Bekanntmachung des Städtischen Abwasserbe-
triebes Tönisvorst

Der Rat der Stadt Tönisvorst hat in seiner Sitzung am 
06. September den Jahresabschluss zum 31. De-
zember 2011 festgestellt und über die Verwendung 
des Jahresgewinnes wie folgt beschlossen:

„Der Rat stellt den von der Betriebsleitung mit einer 
Bilanzsumme von 36.669.743,14 € aufgestellten Jah-
resabschluss 2011 und den Lagebericht des Städ-
tischen Abwasserbetriebes fest. Diesem Beschluss 
liegen die Ergebnisse der Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts zugrunde“.

„Der Jahresüberschuss des Städtischen Abwasser-
betriebes Tönisvorst aus dem Wirtschaftsjahr 2011 
in Höhe von 342.629,94 € wird mit der Allgemeinen 
Rücklage verrechnet.“

Die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 
hat den folgenden abschließenden Vermerk erteilt:

Abschließender Vermerk der gPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetz-
licher Abschlussprüfer des Betriebes Städtischer 
Abwasserbetrieb Tönisvorst. Zur Durchführung der 
Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2011 hat sie sich 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft thp - treuhand-
partner GmbH, Krefeld, bedient.

Diese hat mit Datum vom 15.06.2012 den nachfol-
gend dargestellten uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt.
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus 
Ergebnis und Finanzrechnung, Bilanz sowie Anhang 
- unter Einbeziehung der Buchführung und den La-
gebericht des Städtischen Abwasserbetriebes Tönis-
vorst für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2011 geprüft. Die Buchführung und 
die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebe-
richt nach den Vorschriften der Gemeindehaushalts-
verordnung NRW und den ergänzenden Regelungen 
der Eigenbetriebsverordnung NRW liegen in der Ver-
antwortung der Betriebsleitung des Betriebes. Un-
sere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchfüh-
rung und über den Lagebericht abzugeben.
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 
317HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
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sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahres-
abschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebe-
richt vermittelten Bildes der Vermögens-, Schulden-, 
Ertrags und Finanzlage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der 
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Betriebes 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berück-
sichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht 
überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt.
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewand-
ten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie 
die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt. Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften 
und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Betriebes. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Betriebes und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar.“ 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft thp - treuhandpartner 
GmbH ausgewertet und eine Analyse anhand von 
Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu fol-
gendem Ergebnis:
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus 
Sicht der GPA NRW nicht erforderlich.

Herne, den 25.09.2012
GPA NRW
Im Auftrag
gez.
Helga Giesen

Jahresabschluss und Lagebericht liegen im Verwal-
tungsgebäude Hospitalstr. 15, 47918 Tönisvorst, 

Zimmer 1, während der Öffnungszeiten zur Einsicht-
nahme aus

Tönisvorst, den 28.09.2012
gez. Waßen

Kaufm. Betriebsleiterin

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 18/Nr. 23/S. 13

Abl. Krs. Vie. 2012, S. 804

Bekanntmachung
der Stadt Viersen
Satzung zur Aufhebung der Satzung der Stadt 
Viersen zur Abänderung der fristen bei der Dicht-
heitsprüfung von privaten Abwasserleitungen 
gemäß § 61 a Abs. 3 bis 5 des Wassergesetzes 
für das land Nordrhein-Westfalen (landeswas-
sergesetz-lWg) vom 04.10.2012 

Der Rat der Stadt Viersen hat aufgrund des § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/ SGV. NRW. 
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. De-
zember 2011 (GV. NRW. S. 685), in seiner Sitzung 
am 02.10.2012 die folgende Satzung beschlossen:

Artikel I

Die Satzung der Stadt Viersen zur Abänderung der 
Fristen bei der Dichtheitsprüfung von privaten Ab-
wasserleitungen gemäß § 61 a Abs. 3 bis 5 des 
Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz-LWG) vom 08.10.2010 wird 
aufgehoben.

Artikel II 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekannt-
machung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vom Rat der Stadt Viersen am 02.10.2012 be-
schlossene Satzung zur Aufhebung der Satzung der 
Stadt Viersen zur Abänderung der Fristen bei der 
Dichtheitsprüfung von privaten Abwasserleitungen 
gemäß § 61 a Abs. 3 bis 5 des Wassergesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswasserge-
setz-LWG) wird hiermit gemäß § 7 Abs. 4 und 5 der 
Gemeindeordnung in Verbindung mit § 4 der Be-
kanntmachungsverordnung und § 16 der Hauptsat-
zung der Stadt Viersen öffentlich bekannt gemacht.

Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
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der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen kann gegen diese Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntma-
chung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn,

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
 oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
 wurde nicht durchgeführt,

2.  diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
 öffentlich bekannt gemacht worden,

3.  der Bürgermeister hat den Beschluss vorher 
 beanstandet oder

4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegen-
 über der Stadt Viersen vorher gerügt und da-
 bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
 sache bezeichnet worden, die den Mangel 
 ergibt.

Viersen, den 04.10.2012
gez.

T h ö n n e s s e n
Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2012, S. 805

Bekanntmachung
der Verkehrsgesellschaft kreis Vier-
sen mbh
Die Gesellschafterversammlung der Verkehrsgesell-
schaft Kreis Viersen mbH hat am 19.09.2012 die von 
der Geschäftsführung vorgelegte Bilanz und Gewinn- 
und Verlustrechnung zum 31.12.2011 festgestellt. 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bis 
zum 05.11.2012 bei der Verkehrsgesellschaft Kreis 
Viersen mbH in Viersen, Rathausmarkt 3, Zimmer U 
309, zur Einsichtnahme aus.

Die Prüfung der Bücher, der Bilanz und der Gewinn- 
und Verlustrechnung der Verkehrsgesellschaft zum 
31.12.2011 erfolgte durch die Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft WWS – Wirtz, Walter Schmitz GmbH. 
Nach dem abschließenden Ergebnis der Prüfung 
haben sich keine Beanstandungen ergeben. Von der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft WWS wurde folgen-
der, uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt:

„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus 
der Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie An-
hang -  unter Einbeziehung der Buchführung und den 
Lagebericht der Verkehrsgesellschaft Kreis Viersen 

mbH, Viersen, für das Geschäftsjahr vom 01.01.2011 
bis 31.12.2011 geprüft. Die Buchführung und die Auf-
stellung des Jahresabschlusses nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften liegen in der Verant-
wortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung  über 
den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche 
und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Er-
wartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im 
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchfüh-
rung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzun-
gen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass un-
sere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für 
unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
resabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Ri-
siken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
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Viersen, 25. September 2012
Verkehrsgesellschaft

Kreis Viersen mbH
gez.: Bielefeld

Geschäftsführer

Abl. Krs. Vie. 2012, S. 806

Bekanntmachung
der grundstücksgesellschaft der 
Stadt Willich mbh
über die feststellung und Prüfung der Jahresab-
schlüsse 2010 und 2011
sowie über die Verwendung der ergebnisse

I.

Die Jahresabschlüsse und Lageberichte der Grund-
stücksgesellschaft der Stadt Willich mbH wurden 
durch die beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft geprüft.

Die Feststellung der Jahresabschlüsse 2010 und 
2011, die Beschlüsse über die Verwendung der 
Ergeb nisse sowie die Beschlüsse über die Entlas-
tung des Aufsichtsrates und der Geschäftsführung 
der Gesellschaft wurden durch die Gesellschafter-
versammlung am 12.07.2011 bzw. am 04.07.2012 
vorge nommen.

II.

Die Feststellung des Jahresabschlusses, die Ver-
wendung des Ergebnisses sowie das Ergebnis der 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberich-
tes sind gemäß § 108 Abs. 2 Buchstabe 1c GO NW 
öffentlich bekannt zu machen.

Die Jahresabschlüsse und Lageberichte 2010 und 
2011 liegen an sieben Werktagen, und zwar in der 
Zeit vom 07. November bis einschließlich 15. Novem-
ber 2012,  im Verwal tungsgebäude Schloss Neersen, 
Hauptstr. 6, Zimmer 309 (3. Etage), innerhalb der 
folgenden Dienst zeiten zur Einsichtnahme öffentlich 
aus:

montags bis freitags 
von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr,

mittwochs zusätzlich  
von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr.

Willich, 11. Oktober 2012
gez. Kerbusch

Geschäftsführer

Abl. Krs. Vie. 2012, S. 807

Bekanntmachung
der entwicklungsgesellschaft der 
Stadt Viersen mbh
Bekanntmachung der entwicklungsgesellschaft 
der Stadt Viersen mbh

Die Gesellschafterversammlung der Entwicklungs-
gesellschaft der Stadt Viersen mbH, Rathausmarkt 
1, 4174 Viersen, hat am 04.09.2012 den Jahresab-
schluss zum 31. Dezember 2011 festgestellt und be-
schlossen den Jahresüberschuss 2011 in voller Höhe 
auf neue Rechnung vorzutragen.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauf-
tragte WIBERA Wirtschafts- und Wirtschaftsbera-
tungsaktiengesellschaft, Düsseldorf, hat nach dem 
Ergebnis der Prüfung folgenden uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt:

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

An die Entwicklungsgesellschaft der Stadt Viersen 
mbH, Viersen

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus 
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang 
- unter Einbeziehung der Buchführung und den La-
gebericht der Entwicklungsgesellschaft der Stadt 
Viersen mbH, Viersen, für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis 31. Dezember 2011 geprüft. Die Buchfüh-
rung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen 
des Gesellschaftsvertrags liegen in der Verantwor-
tung des Geschäftsführers der Gesellschaft. Unsere 
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durch-
geführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche 
und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Er-
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wartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im 
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchfüh-
rung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzun-
gen des Geschäftsführers sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für un-
sere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
resabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den 
ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsver-
trags und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“
 
Düsseldorf, den 11. Juli 2012

WIBERA Wirtschaftsberatung AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Josef Rakel, Wirtschaftsprüfer
Ralph von der Kluse, Wirtschaftsprüfer

Abl. Krs. Vie. 2012, S. 807

Bekanntmachung
der Jagdgenossenschaft des gemein-
schaftlichen Jagdbezirks Amern
Rahmensatzung für Jagdgenossenschaften nach 
dem Landesjagdgesetz (LJG-NW)

Die Versammlung der Mitglieder der Jagdgenossen-
schaft des gemeinschaftlichen Jagdbezirks Amern 
hat am 26. April 2012 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Name und Sitz der Jagdgenossenschaft

Die Jagdgenossenschaft des gemeinschaftlichen 
Jagdbezirks Amern ist gemäß § 7 Absatz 1 LJG-NRW 
eine Körperschaft öffentlichen Rechts. Sie führt den 
Namen „Jagdgenossenschaft Amern„ und hat ihren 
Sitz in 41366 Schwalmtal

§ 2
Gemeinschaftlicher Jagdbezirk

(1) Der gemeinschaftliche Jagdbezirk umfasst ge-
mäß § 8 Abs. 1 Bundesjagdgesetz (BJG) mit Aus-
nahme der Eigenjagdbezirke alle Grundflächen der 
früheren Gemeinde Amern in Schwalmtal.

(2) der gemeinschaftliche Jagdbezirk wird begrenzt 
durch die Gemeindegrenze Schwalmtals mit der Ge-
markung Amern.

§ 3
Gebiet der Jagdgenossenschaft

Das Gebiet der Jagdgenossenschaft umfasst die 
jagdlich nutzbaren Grundflächen des gemeinschaftli-
chen Jagdbezirks, deren Eigentümer der Jagdgenos-
senschaft als Mitglieder angehören.

§ 4
Mitglieder der Jagdgenossenschaft

(1) Mitglieder der Jagdgenossenschaft (Jagdgenos-
sen) sind die Eigentümer der Grundflächen, die das 
Gebiet der Jagdgenossenschaft bilden. Eigentümer 
von Grundflächen des gemeinschaftlichen Jagd-
bezirks, auf denen die Jagd ruht oder aus anderen 
Gründen nicht ausgeübt werden darf, gehören ge-
mäß § 9 Abs. 1 BJG insoweit der Jagdgenossen-
schaft nicht an.

(2) Die Jagdgenossenschaft führt ein Jagdkataster, 
in dem die Eigentümer der zum Gebiet der Jagdge-
nossenschaft gehörenden Grundflächen und deren 
Größen ausgewiesen werden. Das Jagdkataster ist 
fortzuführen; durch Eigentumswechsel eingetretene 
Änderungen, hat der Erwerber dem Jagdvorstand 
nachzuweisen. Das Jagdkataster liegt für die Jagd-
genossen und deren schriftlich bevollmächtigte Ver-
treter zur Einsicht beim Jagdvorsteher der Jagdge-
nossenschaft in Schwalmtal offen.

§ 5
Aufgaben der Jagdgenossenschaft

(1) Die Jagdgenossenschaft verwaltet nach Maßga-
be des geltenden Rechts unter eigener Verantwor-
tung nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit 
und unter Berücksichtigung der jagdlichen Belange 
alle Angelegenheiten, die sich aus dem Jagdrecht 
der ihr angehörenden Jagdgenossen ergeben.

(2) Ihr obliegt nach Maßgabe des § 29 Abs. 1 BJG 
der Ersatz des Wildschadens, der an den zum ge-
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meinschaftlichen Jagdbezirk gehörenden Grundstü-
cken entsteht.
Der Ersatz entstandener Wildschäden kann auf die 
Jagdpächter übertragen werden. 

§ 6
Organe der Jagdgenossenschaft

Die Organe der Jagdgenossenschaft sind
1. die Genossenschaftsversammlung und
2. der Jagdvorstand.

§ 7
Genossenschaftsversammlung

Zur Teilnahme an der Genossenschaftsversammlung 
sind die Mitglieder der Jagdgenossenschaft berech-
tigt. Sie können sich durch ihre gesetzlichen Vertreter 
oder nach Maßgabe des § 10 Abs. 4 dieser Satzung 
durch Bevollmächtigte vertreten lassen. Die Voll-
macht ist schriftlich zu erteilen und dem Jagdvorste-
her zu Beginn der Versammlung vorzulegen.

§ 8
Zuständigkeit der Genossenschaftsversammlung

(1) Die Genossenschaftsversammlung beschließt die 
Satzung und deren Änderungen. Sie wählt
a) den Vorsitzenden des Jagdvorstandes (Jagdvor-
steher) und seinen  Stellvertreter;
b) zwei Beisitzer und deren Stellvertreter;
c) einen Schriftführer und dessen Stellvertreter;
d) einen Kassenführer und dessen Stellvertreter;
e) zwei Rechnungsprüfer und deren Stellvertreter.

(2) Die Genossenschaftsversammlung beschließt 
weiterhin über
a) den Haushaltsplan;
b) die Entlastung des Vorstandes und des Kassen-
    führers;
c) die Antragsteilung zur Abrundung, Zusammen-
    legung und Teilung des gemeinschaftlichen 
    Jagdbezirks;
d) die Art der Jagdnutzung des gemeinschaftlichen 
    Jagdbezirks;
e) das Verfahren und die Bedingungen für den Ab-
    schluss von Jagdpachtverträgen;
f) die Erteilung des Zuschlags bei der Jagdver-
   pachtung;
g) die Änderung und Verlängerung laufender Jagd-
    pachtverträge;
h) die Zustimmung zur Weiter- und Unterverpachtung 
    des gemeinschaftlichen Jagdbezirks und zur Er-
    teilung von entgeltlichen Jagderlaubnisscheinen;
i) den Zeitpunkt der Ausschüttung des Reinertrages

   aus der Jagdnutzung;
j)  die Bildung von Rücklagen und deren Verwendung;
k) die Erhebung von Umlagen zum Ausgleich des 
    Haushaltsplanes;
l) die Beanstandung von Beschlüssen durch den 
   Jagdvorstand;
m) die Zustimmung zu Dringlichkeitsentscheidungen 
    des Jagdvorstandes gemäß § 12 Abs. 5 dieser 
    Satzung;
n) die Festsetzung von Aufwandsentschädigungen 
    für die Mitglieder des Jagdvorstandes, den Schrift-
    führer, den Kassenführer und die Rechnungs-
    prüfer;
o) den Abschluss einer Amtshaftpflichtversicherung 
    für die Jagdgenossenschaft und ihre Funktions-
    träger.
p) Festsetzung der Aufwandsentschädigung für den 
    Schrift- und Kassenführer sowie für den Jagd-
    vorstand.

(3) Regelungen im Sinne des Absatzes 2 Buch-
staben c), d), e), f), g), h), i)  und o) können im Ein-
zelfall durch Beschluss auf den Jagdvorstand über-
tragen werden.

(4) Die Genossenschaftsversammlung kann den 
Jagdvorstand ermächtigen, die Führung der Kassen-
geschäfte vertraglich
- der Gemeindekasse Schwalmtal ...
- 
- einem Geschäftsführer, der gleichzeitig Schriftfüh-
rer sein kann,
zu übertragen.

Mit der Wirksamkeit des Vertrages entfällt die Wahl 
eines Kassenführers und dessen Stellvertreters. Die 
Aufgaben eines bereits gewählten Kassenführers 
und seines Stellvertreters entfallen mit der Übertra-
gung.

(5) Die Rechnungsprüfung kann auf Grund eines Be-
schlusses der Genossenschaftsversammlung
- dem Rechnungsprüfungsamt des Kreises Viersen
- einem zugelassenen Wirtschaftsprüfungsunterneh-
men
übertragen werden; in diesem Falle entfällt die Wahl 
der Rechnungsprüfer und ihrer Stellvertreter. Die Auf-
gaben bereits gewählter Rechnungsprüfer und ihrer 
Stellvertreter entfallen mit der Übertragung.

(6) In den Fällen der Absätze 4 und 5 gelten die 
Grundsätze der §§ 12 Abs. 3 und 14 Abs. 3 entspre-
chend.

§ 9
Durchführung der Genossenschaftsversammlung
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(1) Die Genossenschaftsversammlung soll vom 
Jagdvorsteher einmal im Jahr einberufen werden. 
Der Jagdvorsteher muss die Genossenschaftsver-
sammlung auch einberufen, wenn mindestens ein 
Viertel aller Jagdgenossen die Einberufung bei ihm 
schriftlich unter Angabe der auf die Tagesordnung 
zu setzenden Angelegenheiten beantragt. Wird der 
Haushaltsplan für mehrere Jahre aufgestellt (§ 14 
Abs. 1), genügt die Einberufung einer Genossen-
schaftsversammlung während dieses Zeitraumes.

(2) Die Genossenschaftsversammlung soll am Sitz 
der Jagdgenossenschaft stattfinden. Sie ist öffent-
lich, soweit nicht durch Beschluss die Öffentlichkeit 
für die Beratung bestimmter Angelegenheiten ausge-
schlossen wird.

(3) Die Einladung zur Genossenschaftsversammlung 
ergeht durch amtliche Bekanntmachung (§ 16 Abs. 
2). Sie muss mindestens drei Wochen vorher erfol-
gen und Angaben über den Ort und den Zeitpunkt 
der Versammlung sowie die Tagesordnung enthalten.

(4) Den Vorsitz in der Genossenschaftsversamm-
lung führt der Jagdvorsteher. Für die Abwicklung be-
stimmter Angelegenheiten, insbesondere zur Leitung 
einer öffentlichen Versteigerung, kann ein anderer 
Versammlungsleiter bestellt werden.

(5) Unter dem Tagesordnungspunkt „Verschiedenes“ 
können Beschlüsse nach § 8 Abs. 1 bis 4 nicht ge-
fasst werden.

(6) Zu der Genossenschaftsversammlung ist die Auf-
sichtsbehörde rechtzeitig schriftlich einzuladen.

§ 10
Beschlussfassung der Jagdgenossenschaft

(1) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft bedürfen 
gemäß § 9 Abs. 3 BJG sowohl der Mehrheit der an-
wesenden und vertretenen Jagdgenossen als auch 
der Mehrheit der bei der Beschlussfassung vertrete-
nen Grundfläche.

(2) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft werden 
durch öffentliche Abstimmung gefasst. Die Genos-
senschaftsversammlung kann auf Antrag von min-
destens 3 Jagdgenossen, die zusammen mindes-
tens ein Zehntel der Gesamtfläche des Gebietes der 
Jagdgenossenschaft vertreten müssen, zu einzelnen 
Tagesordnungspunkten eine schriftliche Abstimmung 
beschließen; das gilt nicht für Beschlüsse über die 
Verwendung des Reinertrags der Jagdnutzung nach 
§ 10 Abs. 3 BJG. Über die Einzelheiten der schriftli-
chen Abstimmung ist von den Mitgliedern des Jagd-
vorstandes und den Stimmzählern Verschwiegenheit 

zu wahren; die Unterlagen sind vom Jagdvorstand 
mindestens ein Jahr lang, im Falle der Beanstandung 
oder Anfechtung des Beschlusses für die Dauer des 
Verfahrens aufzubewahren.

(3) Jeder Jagdgenosse hat eine Stimme. Miteigentü-
mer und Gesamthandseigentümer eines zum Gebiet 
der Jagdgenossenschaft gehörenden Grundstücks 
können ihr Stimmrecht nur einheitlich ausüben; sie 
haben dem Jagdvorstand schriftlich einen Bevoll-
mächtigten zu benennen.

(4) Ein bevollmächtigter Vertreter darf höchstens 
- drei Jagdgenossen vertreten. Die von einem Be-
vollmächtigten vertretene Grundfläche darf ein-
schließlich seiner eigenen Grundfläche ein Drittel der 
Gesamtfläche des Gebiets der Jagdgenossenschaft 
nicht überschreiten.

(5) Ein Jagdgenosse oder ein Bevollmächtigter ist 
von der Mitwirkung an der Abstimmung entspre-
chend § 34 BGB ausgeschlossen, kann sich nicht 
vertreten lassen und auch keinen anderen vertreten, 
wenn sich die Beschlussfassung auf den Abschluss 
eines Rechtsgeschäfts oder auf einen Rechtsstreit 
zwischen der Jagdgenossenschaft und ihm selbst 
bezieht.

(6) Über die Beschlüsse der Jagdgenossenschaft 
ist eine Niederschrift zu fertigen. Aus ihr muss auch 
hervorgehen, wie viele Jagdgenossen anwesend 
waren und welche Grundfläche von ihnen vertreten 
wurde. Die Niederschrift ist vom Jagdvorsteher und 
vom Schriftführer zu unterzeichnen und der nächsten 
Genossenschaftsversammlung zur Billigung vorzule-
gen. Die Aufsichtsbehörde ist innerhalb eines Monats 
über die Beschlüsse der Jagdgenossenschaft zu un-
terrichten.

§ 11
Vorstand der Jagdgenossenschaft

(1) Der Jagdvorstand besteht gemäß § 7 Abs. 5 LJG-
NRW aus dem Jagdvorsteher und zwei Beisitzern. 
Die Mitglieder des Jagdvorstandes werden im Falle 
der Verhinderung durch ihre Stellvertreter vertreten.

(2) Wählbar für den Jagdvorstand ist
- jeder Jagdgenosse, der volljährig und geschäfts-
fähig ist; ist eine Personengemeinschaft oder eine 
juristische Person Mitglied der Jagdgenossenschaft, 
so sind auch deren gesetzliche Vertreter wählbar.

(3) Der Jagdvorstand wird für eine Amtszeit von vier 
Geschäftsjahren gewählt. Die Amtszeit beginnt mit 
dem auf die Wahl folgenden Geschäftsjahr, es sei 
denn, dass im Zeitpunkt der Wahl kein gewählter 
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Jagdvorstand vorhanden ist; in diesem Falle beginnt 
sie mit der Wahl und verlängert sich um die Zeit von 
der Wahl bis zum Beginn des nächsten Geschäfts-
jahres. Die Amtszeit verlängert sich bis zur Wahl ei-
nes neuen Jagdvorstandes um höchstens drei Mona-
te, sofern innerhalb der letzten drei Monate vor dem 
Ende der satzungsmäßigen Amtszeit mindestens 
eine Genossenschaftsversammlung stattgefunden 
hat und es in dieser nicht zur Wahl eines neuen Jagd-
vorstandes gekommen ist.

(4) Der Schriftführer und der Kassenführer werden 
für die gleiche Amtszeit von vier Geschäftsjahren ge-
wählt wie der Jagdvorstand; Absatz 3 Sätze 2 und 3 
finden entsprechende Anwendung.

(5) Endet die Amtszeit eines Mitgliedes des Jagd-
vorstandes vorzeitig durch Tod, Rücktritt oder Ver-
lust der Wählbarkeit, so rückt der für ihn gewählte 
Stellvertreter als Ersatzmitglied in den Jagdvorstand 
nach; in diesem Falle ist für den Rest der Amtszeit 
in der nächsten Genossenschaftsversammlung ein 
neuer Stellvertreter zu wählen. In gleicher Weise ist 
eine Ersatzwahl vorzunehmen, wenn ein stellvertre-
tendes Mitglied des Jagdvorstandes oder ein anderer 
Funktionsträger vorzeitig ausscheidet.

§ 12
Vertretung der Jagdgenossenschaft

(1) Der Jagdvorstand vertritt die Jagdgenossenschaft 
gemäß § 9 Abs. 2 BJG gerichtlich und außergericht-
lich. Er verwaltet die Angelegenheiten der Jagdge-
nossenschaft und ist hierbei an die Beschlüsse der 
Genossenschaftsversammlung gebunden. Bei der 
Abgabe rechtsgeschäftlicher Erklärungen müssen 
unbeschadet der Regelung in Absatz 4 Satz 2 alle 
Mitglieder des Jagdvorstandes gemeinschaftlich 
handeln.
Der Jagdvorstand ist berechtigt, sich durch Anwälte 
vertreten zu lassen.

(2) Der Jagdvorstand hat die Beschlüsse der Genos-
senschaftsversammlung vorzubereiten und durchzu-
führen. Insbesondere obliegt ihm
a) die Feststellung und Ausführung des Haushalts-
    plans;
b) die Anfertigung der Jahresrechnung;
c) die Überwachung der Schrift- und Kassenführung;
d) die Verteilung der Erträge an die einzelnen Jagd-
    genossen;
e) die Feststellung der Umlagen der einzelner Mit-
    glieder.

(3) Ein Mitglied des Jagdvorstandes darf bei Ange-
legenheiten der Jagdgenossenschaft nicht beratend 
oder entscheidend mitwirken, wenn die Entscheidung 

ihm selbst, seinem Ehegatten, seinen Verwandten 
bis zum dritten oder Verschwägerten bis zum zweiten 
Grade oder einer von ihm kraft Gesetzes oder rechts-
geschäftlicher Vollmacht vertretenen Person einen 
unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann.

(4) In Angelegenheiten, die an sich der Beschluss-
fassung durch die Genossenschaftsversammlung 
unterliegen, entscheidet der Jagdvorstand, falls die 
Erledigung keinen Aufschub duldet. In Fällen äußers-
ter Dringlichkeit kann der Jagdvorsteher zusammen 
mit einem Beisitzer entscheiden.

(5) Zu Entscheidungen gemäß Absatz 4 hat der Jagd-
vorsteher unverzüglich die Zustimmung der Genos-
senschaftsversammlung einzuholen. Diese kann die 
Dringlichkeitsentscheidung aufheben, soweit nicht 
schon Rechte Dritter entstanden sind.

(6) Solange die Jagdgenossenschaft keinen voll-
ständigen Jagdvorstand gewählt hat, werden die Ge-
schäfte des Jagdvorstandes nach Maßgabe des § 9 
Abs. 2 BJG in Verbindung mit § 7 Abs. 7 LJG-NRW 
vom Rat der Gemeinde Schwalmtal. wahrgenom-
men. Die Kosten der vorübergehenden Geschäfts-
führung trägt die Jagdgenossenschaft.

(7) Die Mitglieder des Jagdvorstandes erhalten eine 
Aufwandsentschädigung.

§ 13
Sitzungen des Jagdvorstandes

(1) Der Jagdvorstand tritt auf Einladung des Jagdvor-
stehers nach Bedarf, mindestens aber einmal jähr-
lich zusammen. Er muss einberufen werden, wenn 
ein Mitglied des Jagdvorstandes dies schriftlich be-
antragt.

(2) Der Jagdvorstand ist beschlussfähig, wenn alle 
Mitglieder anwesend oder vertreten sind. Der Jagd-
vorstand entscheidet mit der Mehrheit der Stimmen 
seiner Mitglieder; Stimmenthaltung ist nicht zulässig.

(3) Die stellvertretenden Mitglieder können an den 
Sitzungen des Jagdvorstandes beratend teilnehmen; 
sie sind zu den Sitzungen einzuladen.

(4) Die Sitzungen des Jagdvorstandes sind nicht öf-
fentlich. Der Schriftführer und der Kassenführer sol-
len an den Sitzungen teilnehmen; sie sind zu den Sit-
zungen einzuladen.

(5) Der Jagdvorstand kann Beschlüsse der Jagdge-
nossenschaft, die das geltende Recht verletzen, in-
nerhalb einer Woche beanstanden. Ist ein Beschluss 
beanstandet worden, so ist innerhalb eines Monats 
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nach der Beanstandung eine Genossenschaftsver-
sammlung durchzuführen.

(6) Über die Beschlüsse des Jagdvorstandes ist eine 
Niederschrift zu fertigen und von den Teilnehmern 
der Sitzung zu unterzeichnen. Die Aufsichtsbehörde 
ist innerhalb eines Monats über die Beschlüsse des 
Jagdvorstandes zu unterrichten.

(7) Der Jagdvorstand kann sich eine Geschäftsord-
nung geben.

§ 14
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

(1) Die Jagdgenossenschaft stellt für jedes Ge-
schäftsjahr einen Haushaltsplan auf, soweit nicht die 
Genossenschaftsversammlung einen anderen Zeit-
raum bestimmt. Der Zeitraum darf vier Jahre und die 
Amtszeit des jeweiligen Jagdvorstandes nicht über-
schreiten.

Der Haushaltsplan muss die voraussichtlichen Ein-
nahmen und Ausgaben enthalten und ausgeglichen 
sein. Soweit notwendig, ist ein Nachtragshaushalt zu 
erstellen und zu beschließen.

(2) Zum Ende des Geschäftsjahres ist eine Jahres-
rechnung zu erstellen, die den Rechnungsprüfern zur 
Prüfung und der Genossenschaftsversammlung zur 
Entlastung des Vorstandes und des Kassenführers 
vorzulegen ist. Gilt der Haushaltsplan für mehrere 
Jahre, sind Rechnungslegung und Rechnungsprü-
fung spätestens mit der Entlastung des Jagdvorstan-
des zum Ende seiner Amtszeit - auch bei Wiederwahl 
- durchzuführen.

(3) Die Rechnungsprüfer werden jeweils im Voraus 
für ein Geschäftsjahr bestellt; einmalige Wiederwahl 
ist zulässig. Rechnungsprüfer kann nicht sein, wer 
dem Jagdvorstand als Mitglied oder Stellvertreter an-
gehört oder ein anderes Amt für die Jagdgenossen-
schaft innehat oder wer zu einem Funktionsträger in 
einer Beziehung der in § 12 Abs. 3 bezeichneten Art 
steht.

(4) Im Übrigen finden für das Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesen einschließlich der Rechnungsprü-
fung die für die Gemeinden des Landes Nordrhein-
Westfalen geltenden Vorschriften entsprechende An-
wendung.

(5) Beim Verlust der Eigenschaft als rechtsfähige 
Körperschaft des öffentlichen Rechts ist das beweg-
liche und unbewegliche Vermögen der Jagdgenos-
senschaft
- zu liquidieren und entsprechend § 10 Abs. 3 des 

Bundesjagdgesetzes auf die Mitglieder zu verteilen,

§ 15
Kassenverwaltung, Geschäfts- und Wirtschaftsfüh-
rung

(1) Geschäftsjahr der Jagdgenossenschaft ist das 
Jagdjahr im Sinne des § 11 Abs. 4 BJG.

(2) Für die Kassengeschäfte gelten folgende Grund-
sätze:
a) Die Annahme- und Auszahlungsanordnungen der 
   Jagdgenossenschaft sind vom Jagdvorsteher und 
    einem Beisitzer zu unterzeichnen.
b) Für den Nachweis der Einnahmen und Ausgaben 
    in zeitlicher und sachlicher Reihenfolge und nach 
    der im Haushaltsplan vorgegebenen Gliederung 
    wird vom Kassenführer ein Kassenbuch geführt  
    alle Buchungen sind zu belegen. Die Belege sind 
    nach Geschäftsjahr und Buchungsstelle getrennt 
    zu ordnen. Das Kassenbuch dient zusammen mit 
    den entsprechenden Belegen als Rechnungs-
    legungsbuch. Diese Unterlagen sind mindestens 
   10 Jahre aufzubewahren.
c) Der Kassenführer hat dafür zu sorgen, dass die 
    Einnahmen der Jagdgenossenschaft rechtzeitig 
    eingehen und die Ausgaben ordnungsgemäß 
    geleistet werden. Außenstände sind durch ihn an-
    zumahnen und nach ergebnislosem Ablauf der 
     hierfür gesetzten Zahlungsfrist dem Jagdvorsteher 
    zur zwangsweisen Beitreibung zu melden.
d) Der Barbestand der Kasse ist möglichst gering zu 
    halten. Entbehrliche Barbestände sind unverzüg-
    lich bei einem Kreditinstitut mündelsicher und ver-
    zinslich anzulegen.
e) Kassenfehlbeträge sind vom Kassenführer zu er
    setzen; der Ersatz ist im Kassenbuch festzuhalten. 
    Kassenüberschüsse sind als „sonstige Einnah-
    men“ zu buchen.

(3) Kassenführer oder dessen Stellvertreter kann 
     nicht sein, wer zur Unterschrift von Kassenan-
     ordnungen befugt ist.

(4) Die Einnahmen der Jagdgenossenschaft sind, so
     weit sie nicht zur Erfüllung der Aufgaben der Ge-
     nossenschaft oder nach Maßgabe des Haus-
     haltsplans zur Bildung von Rücklagen oder zu 
     anderen Zwecken zu verwenden sind, an die Mit-
     glieder auszuschütten. Sie sind bis zu ihrer Ver-
     wendung verzinslich anzulegen. Durch den Be-
     schluss über die Bildung von Rücklagen oder die 
     anderweitige Verwendung der Einnahmen wird 
     der Anspruch des Jagdgenossen, der dem Be-
     schluss nicht zugestimmt hat auf Auszahlung 
     seines Anteils am Reinertrag der Jagdnutzung 
     gemäß § 10 Abs. 3 BJG nicht berührt.



813

(5) Von den Mitgliedern der Jagdgenossenschaft dür-
fen Umlagen nur erhoben werden, wenn und soweit 
dies zum Ausgleich des Haushaltsplans unabweisbar 
notwendig ist.

§ 16
Bekanntmachungen der Jagdgenossenschaft

(1) Die Satzung und Änderungen der Satzung sind 
mit der Genehmigung der Aufsichtsbehörde für die 
Dauer von zwei Wochen beim Jagdvorsteher und im 
Rathaus der Gemeinde Schwalmtal öffentlich aus-
zulegen. Die Genehmigung sowie Ort und Zeit der 
Auslegung sind entsprechend § 15 der Hauptsatzung 
der / Gemeinde Schwalmtal durch Veröffentlichung in 
Amtsblatt des Kreises Viersen  bekannt zu machen.

(2) Sonstige Bekanntmachungen der Jagdgenos-
senschaft, insbesondere der Einladung zur Genos-
senschaftsversammlung, des jährlichen Haushalts-
planes, der Beschlüsse über die Festsetzung von 
Umlagen und der Beschlüsse über die Verwendung 
des Reinertrages der Jagdnutzung nach § 10 Abs. 3 
des Bundesjagdgesetzes
- sind entsprechend Abs. 1 Satz 2 zu veröffentlichen,

(3) Auswärtige Jagdgenossen sind
- verpflichtet dem Jagdvorstand einen am Sitz der 
Jagdgenossenschaft wohnenden Zustellungsbevoll-
mächtigten zu benennen, falls eine besondere Einla-
dung o.ä. gewünscht wird. 

§ 17
In-Kraft-Treten und Übergangsbestimmungen

(1) Diese Satzung wird gemäß § 7 Abs. 2 LJG NRW 
mit der Bekanntmachung ihrer Genehmigung und ih-
rer öffentlichen Auslegung rechtsverbindlich.

(2) Mit dem In-Kraft-Treten dieser Satzung tritt gleich-
zeitig die bisherige Satzung vom 14.07.1989 in der 
aktuellen Fassung außer Kraft.

(3) Die Amtszeit des beim In-Kraft-Treten dieser 
Satzung amtierenden Jagdvorstandes, der in der 
Genossenschaftsversammlung vom 15.04.2010 ge-
wählt wurde, endet mit dem 31. März 2014; § 11 Abs. 
3 Satz 3 findet entsprechende Anwendung.

(4) Der nächste Haushaltsplan nach § 8 Abs. 2 Buch-
stabe a) ist für das Geschäftsjahr 2014/2015 aufzu-
stellen; die erste Rechnungsprüfung nach den Vor-
schriften dieser Satzung ist für das Geschäftsjahr 
2012/2013 vorzunehmen.

Schwalmtal, den 29.05.2012
Der Jagdvorstand:

Gez.   Gez.  Gez.
Werner Schroers Erich Pelters Georg Quenzel
(Vorsitzender)   (Beisitzer)  (Beisitzer)

Abl. Krs. Vie. 2012, S. 808
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Bekanntmachung
der Jagdgenossenschaft des ge-
meinschaftlichen Jagdbezirke I und II 
Schiefbahn in der Stadt Willich
Hiermit laden wir die Jagdgenossen der gemeinschaftlichen Jagdbezirke I und II Schiefbahn in der Stadt 
Willich ein zu den öffentlichen Genossenschaftsversammlungen für:

Jagdbezirk I: Donnerstag, den 08. Nov. 2012, 20.00 uhr, gaststätte Diepeshof,
Willich - Schiefbahn, Diepenbroich 57

Jagdbezirk II: Donnerstag, den 22. Nov. 2012, 20.00 uhr, Niederheider hof
Willich - Schiefbahn, Am Niederheiderhof 2 (Anschrift alt: Wilhelm-hörmes-Str. 44)

Tagesordnung für den Jagdbezirk I - 08.11.2012:

1. Billigung der Niederschrift über die letzte Genossenschaftsversammlung
2. Geschäftsbericht 2012
3. Kassenbericht und Bericht über die Rechnungsprüfung 2012
4. Feststellung der Jahresrechnung 2012
5. Entlastung des Jagdvorstandes und des Kassenführers
6. Beschluss über die Neuverpachtung für das Jagdrevier zum 01.04.2013 und Bestimmung einer 

Pächter-Nachfolgerregelung für die Dauer der Vertragslaufzeit
7. Neuwahl des Vorstandes und der Stellvertreter
8. Neuwahl des Schrift- und Kassenführers
9. Erlass von Haushaltssatzung und -plan 2013
10. Jagdpachtverteilung 2013
11. Wahl der Rechnungsprüfer 2013
12. Verschiedenes

Tagesordnung für den Jagdbezirk II - 22.11.2012:

1. Billigung der Niederschrift über die letzte Genossenschaftsversammlung
2. Geschäftsbericht 2012
3. Kassenbericht und Bericht über die Rechnungsprüfung 2012
4. Feststellung der Jahresrechnung 2012
5. Entlastung des Jagdvorstandes und des Kassenführers
6. Erlass von Haushaltssatzung und -plan 2013
7. Jagdpachtverteilung 2013
8. Wahl der Rechnungsprüfer 2013
9. Verschiedenes

Es wird darauf hingewiesen, dass nach den Satzungen der Jagdgenossenschaften

a) besondere Einladungen an die Jagdgenossen nicht ergehen;
b) die Versammlungen ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Jagdgenossen beschlussfähig sind;
c) bevollmächtigte Vertreter höchstens drei Jagdgenossen vertreten dürfen.

Willich - Schiefbahn, den 18. Oktober 2012
      gez. Mertens     gez. Steves
         Vorsitzender des Vorstandes  Vorsitzender des Vorstandes
              des Jagdbezirkes I   des Jagdbezirkes II

Abl. Krs. Vie. 2012, S. 814
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